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Einleitung 

Begrifflichkeit 

Interessenkonflikt Eisenbahn/Privatweg 

Häufig fehlende Vereinbarungen 

Spezifischen Regelungen zur Sicherung 

Im Übrigen keine festen Regeln? 
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Mögliche Rechtsgrundlagen 

 
 Zivilrecht    Öffentliches Recht 

 regelt die Rechtsbeziehungen   regelt die Rechtsbeziehungen 

 zwischen Privatrechtssubjekten   zwischen Bürgern und Hoheits- 

    trägern oder  

    zwischen Hoheitsträgern 

 

 Bürger       Bürger   Staat        Staat 

     

    Bürger 
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§18 AEG, Planfeststellung 

Betriebsanlagen einer Eisenbahn einschließlich der 
Bahnfernstromleitungen dürfen nur gebaut oder geän-
dert werden, wenn der Plan vorher festgestellt ist.  

Bei der Planfeststellung sind die von dem Vorhaben 
berührten öffentlichen und privaten Belange ein-
schließlich der Umweltverträglichkeit im Rahmen der 
Abwägung zu berücksichtigen.  

… 
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Mögliche Rechtsgrundlagen 

Öffentlicher Weg? (Landesrecht!) 

Grunddienstbarkeit => dingliches Überfahrtsrecht 

Schuldrechtliche Vereinbarung (Rechtsnachfolge?) 

Leihe/leiheähnliches Rechtsverhältnis 
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§598 BGB, Leihe 

Durch den Leihvertrag wird der Verleiher einer Sache 
verpflichtet, dem Entleiher den Gebrauch der Sache 
unentgeltlich zu gestatten. 
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§ 601 BGB, Leihe 

(1) Der Entleiher hat die gewöhnlichen Kosten der 
Erhaltung der geliehenen Sache … zu tragen. 

(2) Die Verpflichtung des Verleihers zum Ersatz 
anderer Verwendungen bestimmt sich nach den 
Vorschriften über die Geschäftsführung ohne 
Auftrag. Der Entleiher ist berechtigt, eine 
Einrichtung, mit der er die Sache versehen hat, 
wegzunehmen. 
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§ 602 BGB, Leihe 

Veränderungen oder Verschlechterungen der geliehe-
nen Sache, die durch den vertragsmäßigen Ge-
brauch herbeigeführt werden, hat der Entleiher nicht 
zu vertreten. 
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§ 603 BGB, Leihe 

Der Entleiher darf von der geliehenen Sache keinen 
anderen als den vertragsmäßigen Gebrauch 
machen. Er ist ohne die Erlaubnis des Verleihers nicht 
berechtigt, den Gebrauch der Sache einem Dritten 
zu überlassen. 
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Mögliche Rechtsgrundlagen 

Öffentlicher Weg? (Landesrecht!) 

Grunddienstbarkeit (dingliches Überfahrtsrecht) 

Schuldrechtliche Vereinbarung (Rechtsnachfolge?) 

Leihe/leiheähnliches Rechtsverhältnis 

Abgrenzung zum Gefälligkeitsverhältnis 
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Mögliche Rechtsgrundlagen 

Öffentlich-rechtlicher Vertrag? 

Planfeststellung oder Plangenehmigung 
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Beispiel:  Jade-Weser-Port 

„Der Privatweg-Übergang in Bau-km 1,9+47 (Wirtschaftsweg) ist mit Schildern 

„Privatübergang – Nur für Berechtigte“ zu versehen. Andreaskreuze sind nicht 

zulässig. 

 

Der Träger des Vorhabens hat dafür Sorge zu tragen, dass der künftige 

Eisenbahninfrastrukturbetreiber gem. § 11 Abs. 10 Nr. 1.d i. V. m. § 3 Abs. 2 EBO 

eine Ausnahmegenehmigung der Eisenbahnaufsichtsbehörde für die vorgesehene 

Sicherung für den Kraftfahrzeugverkehr durch Abschlüsse einholt und diesbezüglich 

einen entsprechenden Antrag stellt. Das Gleis ist bei Benutzung des 

Bahnübergangs zu sperren, sodass Sichtflächen nicht erforderlich werden. …“ 
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Beispiel:  Jade-Weser-Port 

„So ist die Zuwegung zur Deichschäferei gewährleistet und die Schafe können 

künftig entlang der genehmigten Gleistrasse zum Hauptdeich getrieben werden, die 

sie über den dafür eingeplanten privaten Bahnübergang BÜ km 1,9+47 queren 

werden. … Dass damit für den Schäfereibetrieb eine Erschwernis verbunden ist, weil 

ein zuvor nicht vorhandenes Hindernis überquert werden muss, verkennt die Plan-

feststellungsbehörde nicht. Die Querungsmöglichkeiten sind aber Bestandteil der 

Planung und die dafür erforderlichen Bahnübergänge sind durch die Landeseisen-

bahnaufsicht (LEA) geprüft worden und werden nach deren Vorgaben zu errichten 

sein. …“ 
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Mögliche Rechtsgrundlagen 

Öffentlich-rechtlicher Vertrag? 

Planfeststellung oder Plangenehmigung 

Notwegrecht 
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Notwegrecht, § 917 BGB 

(1) Fehlt einem Grundstück die zur ordnungsmäßigen 
Benutzung notwendige Verbindung mit einem öffent-
lichen Wege, so kann der Eigentümer von den Nachbarn 
verlangen, dass sie bis zur Hebung des Mangels die 
Benutzung ihrer Grundstücke zur Herstellung der erfor-
derlichen Verbindung dulden. Die Richtung des Notwegs 
und der Umfang des Benutzungsrechts werden erforder-
lichenfalls durch Urteil bestimmt. 

(2) Die Nachbarn, über deren Grundstücke der Notweg führt, 
sind durch eine Geldrente zu entschädigen. … 
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Notwegrecht, § 917 BGB 

Voraussetzungen 

Fehlende Verbindung zu öffentlichem Weg 

Bezug zur ordnungsgemäßen Grundstücksnutzung 

Notwendigkeit der Verbindung 

Verlangen! 

Rechtsfolge 

Duldungspflicht des Eigentümers 

Notwegrente 
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Mögliche Rechtsgrundlagen 

Öffentlich-rechtlicher Vertrag? 

Planfeststellung oder Plangenehmigung 

Notwegrecht 

Gewohnheitsrecht? 

EKrG analog/sinngemäß? 
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Sicherung von Privatübergängen 

EBO: regelspurige öffentliche Eisenbahn 

ESBO: schmalspurige öffentliche Eisenbahn 

BOA: Nichtöffentliche Eisenbahn 
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§11 EBO 

(1) Bahnübergänge sind höhengleiche Kreuzungen von 
Eisenbahnen mit Straßen, Wegen und Plätzen. 
Übergänge, die nur dem innerdienstlichen Verkehr 
dienen, und Übergänge für Reisende gelten nicht 
als Bahnübergänge. 
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§11 EBO 

(3) Auf Bahnübergängen hat der Eisenbahnverkehr 
Vorrang vor dem Straßenverkehr. Der Vorrang ist 
durch Aufstellen von Andreaskreuzen … zu 
kennzeichnen. Dies ist nicht erforderlich an Bahn-
übergängen von 
1. Feld- und Waldwegen, wenn die Bahnüber-

gänge ausreichend erkennbar sind, 
2. Fußwegen, 
3. Privatwegen ohne öffentlichen Verkehr, 

die als solche gekennzeichnet sind, 
4. anderen Straßen und Wegen über Nebengleise, 

wenn die Bahnübergänge für das Befahren mit 
Eisenbahnfahrzeugen durch Posten vom Stra-
ßenverkehr freigehalten werden. 
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§11 EBO 
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§11 EBO 

(6) Bahnübergänge sind durch 
 1. Lichtzeichen … oder Blinklichter … oder 

2. Lichtzeichen mit Halbschranken … oder Blink-
lichter mit Halbschranken … oder 

 3. Lichtzeichen mit Schranken … oder 
 4. Schranken 
 technisch zu sichern, soweit nachstehend keine 

andere Sicherung zugelassen ist. Als neue tech-
nische Sicherungen sollen Blinklichter und Blink-
lichter mit Halbschranken nicht mehr verwendet 
werden. 
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§11 EBO, für Nebenbahnen, Nebengleise 

(7)  Bahnübergänge dürfen gesichert werden 
1.  bei schwachem Verkehr (Absatz 13) durch 

die Übersicht auf die Bahnstrecke (Absatz 12) 
oder bei fehlender Übersicht auf die Bahn-
strecke an eingleisigen Bahnen durch hörba-
re Signale der Eisenbahnfahrzeuge (Absatz 
18), wenn die Geschwindigkeit der Eisenbahn-
fahrzeuge am Bahnübergang höchstens 20 
km/h – an Bahnübergängen von Feld- und 
Waldwegen höchstens 60 km/h - beträgt;  

… 
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§11 EBO, für Nebenbahnen, Nebengleise 

(7)  Bahnübergänge dürfen gesichert werden 
… 
2. bei mäßigem Verkehr (Absatz 13) und ein-

gleisigen Bahnen durch die Übersicht auf die 
Bahnstrecke in Verbindung mit hörbaren Si-
gnalen der Eisenbahnfahrzeuge (Absatz 18) 
oder bei fehlender Übersicht auf die Bahn-
strecke – mit besonderer Genehmigung …– 
durch hörbare Signale der Eisenbahnfahrzeu-
ge, wenn die Geschwindigkeit der Eisenbahn-
fahrzeuge am Bahnübergang höchstens 20 
km/h – an Bahnübergängen von Feld- und 
Waldwegen höchstens 60 km/h – beträgt. 
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§11 EBO 

(9) Bahnübergänge von Fuß- und Radwegen dürfen 
durch die Übersicht auf die Bahnstrecke (Absatz 
12) oder durch hörbare Signale der Eisenbahn-
fahrzeuge (Absatz 18) gesichert werden. Außerdem  

 müssen (bei Hauptbahnen)/dürfen (bei Neben-
bahnen) Umlaufsperren oder ähnlich wirkende Ein-
richtungen angebracht sein. 
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§11 EBO, für Hauptbahnen 

(10) Bahnübergänge von Privatwegen ohne öf-
fentlichen Verkehr, die als solche gekenn-
zeichnet sind, dürfen gesichert werden bei 
einer Geschwindigkeit der Eisenbahnfahrzeuge 
am Bahnübergang von höchstens 140 km/h 
a) durch die Übersicht auf die Bahnstrecke 

(Absatz 12) und Abschlüsse oder 
 b) durch Abschlüsse in Verbindung mit einer 

 Sprechanlage zum zuständigen  Betriebs-
 beamten. 

  
 Abschlüsse (z. B. Sperrbalken, Tore) sind von 

demjenigen, dem die Verkehrssicherungspflicht 
obliegt, verschlossen, mit besonderer 
Genehmigung … nur geschlossen zu halten. 
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§11 EBO, für Nebenbahnen 

(10) Bahnübergänge von Privatwegen 
1. ohne öffentlichen Verkehr, die als solche 

gekennzeichnet sind, dürfen gesichert 
werden 
a) durch die Übersicht auf die Bahnstrecke 

(Absatz 12) oder 
b) durch hörbare Signale der Eisenbahn-

fahrzeuge (Absatz 18), wenn ihre Ge-
schwindigkeit am Bahnübergang höchs-
tens 60 km/h beträgt, oder 

c) durch Abschlüsse in Verbindung mit ei-
ner Sprechanlage zum zuständigen Be-
triebsbeamten oder 

d) - mit besonderer Genehmigung (§ 3 
Abs. 2) - durch Abschlüsse; 
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§11 EBO, für Nebenbahnen 

(10) Bahnübergänge von Privatwegen 
2. mit öffentlichem Verkehr in Hafen- und 

Industriegebieten dürfen bei schwachem 
und mäßigem Verkehr (Absatz 13) gesichert 
werden 
a) durch die Übersicht oder 
b) durch Abschlüsse, wenn die Geschwin-

digkeit der Eisenbahnfahrzeuge am 
Bahnübergang höchstens 20 km/h 
beträgt. 

(11)  Eine Sicherung nach den Absätzen 6 bis 10 ist 
nicht erforderlich, wenn der Bahnübergang 
durch Posten gesichert wird. … 
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§62 EBO 

(3) Bahnübergänge von Privatwegen ohne öffentlichen 
Verkehr, die als solche gekennzeichnet sind, dürfen 
nur von den Berechtigten und nur unter den da-
für festgelegten Bedingungen benutzt werden. 
Bei Annäherung an diese Bahnübergänge und bei 
ihrer Benutzung ist besondere Aufmerksamkeit an-
zuwenden. 

(4) Bahnübergänge von Privatwegen mit öffentlichem 
Verkehr dürfen Personen nur anlegen und dem 
öffentlichen Verkehr überlassen, sofern sie dies mit 
dem Bahnunternehmer vereinbart haben und 
ihnen obliegende Sicherungsmaßnahmen durch-
führen. 
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Zulassungserfordernis bei Beseitigung 

Baurechtliche Zulassung (Bauordnung)? 

Planfeststellung (§ 18 S. 1 AEG) 
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§18 AEG 

Betriebsanlagen einer Eisenbahn einschließlich der 
Bahnfernstromleitungen dürfen nur gebaut oder 
geändert werden, wenn der Plan vorher fest-
gestellt ist.  

Bei der Planfeststellung sind die von dem Vorhaben 
berührten öffentlichen und privaten Belange ein-
schließlich der Umweltverträglichkeit im Rahmen der 
Abwägung zu berücksichtigen.  

Für das Planfeststellungsverfahren gelten die §§ 72 
bis 78 des Verwaltungsverfahrensgesetzes nach 
Maßgabe dieses Gesetzes. 
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Bau oder Änderung 

Bau: Neuerrichtung = vorher nicht vorhanden 

 Änderung:  > Instandsetzung/Unterhaltung 

Problem: Rückbau 
 Ergebnis noch Betriebsanlage einer Eisenbahn? 
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Plangenehmigung 

Rechtswirkungen der Planfeststellung 

Vorschriften für die Planfeststellung nicht 

anwendbar (kein Anhörungsverfahren!) 

Voraussetzungen: 
Keine UVP-Pflicht 

Rechte anderer nur unwesentlich beeinträchtigt 

oder Einverständnis 

„Benehmen“ mit Trägern öffentlicher Belange 

Enteignung möglich, § 22 AEG 
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Sammlung Abwägung i. e. S. 

der mehr als 

geringfügigen,  

schutzwürdigen 

und erkennbaren 

Belange 

Gewichtung der 

Belange 

untereinander 

Gewichtung 

Bestimmung des 

objektiven Inhalts 

und Gewichts;  

Folgen bei 

Berücksichtigung/ 

Zurückstellung? 

Abwägungsvorgang 
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Abwägungsfehler 

1. Stufe: überhaupt Abwägung? (Abwägungsausfall) 

 

2. Stufe: eingestellt, was nach Lage der Dinge hätte eingestellt 

werden müssen? (Abwägungsdefizit) 

 

3. Stufe: einzelne Belange verkannt (Abwägungsfehleinschät-

zung) und dadurch Gewichtung, die zur  objektiven 

Gewichtigkeit eines Belangs außer Verhältnis steht? 

(Abwägungsdisproportionalität) 
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Abwägungsbeispiele 

Grundsatz: bisherige Verkehrslage nicht geschützt 

IdR keine Beseitigung bei einziger Zuwegung  
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§604 BGB, Rückgabepflicht bei Leihe 

(1) Der Entleiher ist verpflichtet, die geliehene Sache 
nach dem Ablauf der für die Leihe bestimmten 
Zeit zurückzugeben. 

(2) Ist eine Zeit nicht bestimmt, so ist die Sache 
zurückzugeben, nachdem der Entleiher den sich 
aus dem Zweck der Leihe ergebenden Gebrauch 
gemacht hat. Der Verleiher kann die Sache schon 
vorher zurückfordern, wenn so viel Zeit verstrichen 
ist, dass der Entleiher den Gebrauch hätte machen 
können. 

(3) Ist die Dauer der Leihe weder bestimmt noch aus 
dem Zweck zu entnehmen, so kann der Verleiher 
die Sache jederzeit zurückfordern. … 
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§605 BGB, Kündigungsrecht bei Leihe 

Der Verleiher kann die Leihe kündigen: 

1. wenn er infolge eines nicht vorhergesehenen Um-
standes der verliehenen Sache bedarf, 

2. wenn der Entleiher einen vertragswidrigen Ge-
brauch von der Sache macht, insbesondere unbe-
fugt den Gebrauch einem Dritten überlässt, oder 
die Sache durch Vernachlässigung der ihm oblie-
genden Sorgfalt erheblich gefährdet, 

3. wenn der Entleiher stirbt. 
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Abwägungsbeispiele 

Grundsatz: bisherige Verkehrslage nicht geschützt 

IdR keine Beseitigung bei einziger Zuwegung  

Künftige anderweitige Erschließung kann reichen 

Umwege ggf. unzumutbar (Entschädigung?) 

Abstrakte Gefahren nach EBO zu bewältigen 

Sicherungen gem. § 11 EBO kein rw. Eingriff 
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Zusammenfassung 

Rechtlichen Status des Weges klären 

Dokumentenlage prüfen: Rechtsgrundlage? 

Benutzungsbedingungen vereinbart? 

Gebotene Sorgfalt kann von EBO abweichen 

Beseitigung hängt von Rechtsgrundlage ab 

 

Schluss 



Vielen Dank 

für Ihre Aufmerksamkeit ! 
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Hansastr. 30, 44137 Dortmund 


